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Mandats gemeinsam um Antworten auf globale Herausforde-
rungen zu bemühen, und fordert alle zuständigen Organe der
Vereinten Nationen auf, die Verstärkung der Zusammenar-
beit mit dem Europarat in den genannten Bereichen sowie in
anderen Bereichen wie Jugend, Sport, biologische Vielfalt,
Gesundheit und Verringerung des Katastrophenrisikos, in de-
nen es bereits eine fruchtbare Zusammenarbeit gibt, nach Be-
darf zu unterstützen;

24. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und dem Europarat“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundsechzigsten Tagung
aufzunehmen, und ersucht den Generalsekretär, der General-
versammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen
Bericht über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und dem Europarat zur Durchführung dieser Reso-
lution vorzulegen.

RESOLUTION 65/131

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 15. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/65/L.25 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten,
Albanien, Andorra, Arabische Republik Syrien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belarus, Bel-
gien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Chi-
na, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Irland, Israel, Italien, Japan,
Kambodscha, Kasachstan, Kroatien, Kuba, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Montenegro, Niederlande,
Österreich, Paraguay, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumä-
nien, Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, Tadschikistan,
Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Turkmenistan, Ukraine,
Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik,
Zypern. 

65/131. Verstärkung der internationalen Zusammenar-
beit und Koordinierung der Anstrengungen zur 
Untersuchung, Milderung und Minimierung der 
Folgen der Katastrophe von Tschernobyl

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 45/190 vom 21. De-
zember 1990, 46/150 vom 18. Dezember 1991, 47/165 vom
18. Dezember 1992, 48/206 vom 21. Dezember 1993, 50/134
vom 20. Dezember 1995, 52/172 vom 16. Dezember 1997,
54/97 vom 8. Dezember 1999, 56/109 vom 14. Dezember
2001, 58/119 vom 17. Dezember 2003, 60/14 vom 14. No-
vember 2005 und 62/9 vom 20. November 2007 sowie ihrer
Resolution 55/171 vom 14. Dezember 2000 über die Stillle-
gung des Kernkraftwerks Tschernobyl und Kenntnis neh-
mend von den Beschlüssen, die von den Organen, Organisa-
tionen und Programmen des Systems der Vereinten Nationen
zur Durchführung der genannten Resolutionen verabschiedet
wurden,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Wirtschafts-
und Sozialrats 1990/50 vom 13. Juli 1990, 1991/51 vom

26. Juli 1991 und 1992/38 vom 30. Juli 1992 sowie auf den
Ratsbeschluss 1993/232 vom 22. Juli 1993,

im Bewusstsein der langfristigen Auswirkungen der Ka-
tastrophe im Kernkraftwerk Tschernobyl, die von ihren Aus-
maßen und ihrer Komplexität her eine technologische Groß-
katastrophe war und die die ganze Menschheit betreffende
humanitäre, ökologische, soziale, wirtschaftliche und gesund-
heitliche Folgen und Probleme nach sich gezogen hat, deren
Lösung eine umfassende und aktive internationale Zusam-
menarbeit und die Koordinierung internationaler und nationa-
ler Maßnahmen auf diesem Gebiet erfordert,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Aus-
wirkungen, die der Unfall nach wie vor auf das Leben und die
Gesundheit der Menschen, insbesondere der Kinder, in den
betroffenen Gebieten von Belarus, der Russischen Föderation
und der Ukraine sowie in den anderen betroffenen Ländern
hat,

Kenntnis nehmend von dem Konsens zwischen den Mit-
gliedern des Tschernobyl-Forums280 über die ökologischen,
gesundheitlichen und sozioökonomischen Auswirkungen der
Katastrophe von Tschernobyl, insbesondere indem sie eine
Botschaft des Rückhalts und des praktischen Rats an die Be-
völkerung gerichtet haben, die in den von der Katastrophe
von Tschernobyl betroffenen Gebieten lebt,

in dem Bewusstsein, wie wichtig die nationalen Bemü-
hungen sind, die die Regierungen von Belarus, der Russi-
schen Föderation und der Ukraine unternehmen, um die Fol-
gen der Katastrophe von Tschernobyl zu mildern und auf ein
Mindestmaß zu beschränken,

in Anerkennung des Beitrags, den die Organisationen
der Zivilgesellschaft, namentlich die nationalen Rotkreuz-
Gesellschaften von Belarus, der Russischen Föderation und
der Ukraine und die Internationale Föderation der Rotkreuz-
und Rothalbmond-Gesellschaften, in Reaktion auf die Kata-
strophe von Tschernobyl und zur Unterstützung der von den
betroffenen Ländern unternommenen Anstrengungen leisten,

mit Anerkennung den entwicklungsbezogenen Ansatz
für die Bewältigung der durch die Katastrophe von Tscher-
nobyl verursachten Probleme begrüßend, dessen Ziel darin
besteht, die Lage der betroffenen Personen und Gemeinschaf-
ten mittel- und langfristig zu normalisieren281,

280 Das Tschernobyl-Forum setzt sich aus Mitgliedern der folgenden Or-
ganisationen und Organe des Systems der Vereinten Nationen zusam-
men: Internationale Atomenergie-Organisation, Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen, Weltgesundheitsorganisation, Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, Umweltprogramm
der Vereinten Nationen, Sekretariats-Amt für die Koordinierung huma-
nitärer Angelegenheiten, Wissenschaftlicher Ausschuss der Vereinten
Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen der atomaren Strahlung
und Weltbank; dazu kommen Vertreter der Regierungen von Belarus,
der Russischen Föderation und der Ukraine.
281 Siehe den Bericht der Vereinten Nationen „The Human Conse-
quences of the Chernobyl Nuclear Accident: A Strategy for Recovery“
(Menschliche Folgen des nuklearen Unfalls von Tschernobyl: Eine Stra-
tegie zur Wiederherstellung).
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unter Betonung der außergewöhnlichen Bedürfnisse im
Zusammenhang mit Tschernobyl, insbesondere in den Berei-
chen Gesundheit, Umwelt und Forschung, beim Übergang
der Maßnahmen zur Minderung der Folgen der Katastrophe
von Tschernobyl von der Nothilfe- zur Wiederherstellungs-
phase,

Kenntnis nehmend von der Koordinierungsrolle des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen in Fragen be-
treffend Tschernobyl,

mit Anerkennung die Fortschritte begrüßend, die bei den
technischen Projekten zur Überführung der beschädigten Re-
aktoranlage in einen stabilen und umweltverträglichen Zu-
stand erzielt worden sind, insbesondere feststellend, dass sich
die Konstruktion und der Bau einer neuen, sicheren Schutz-
hülle für den Reaktor mittlerweile in der Schlussphase befin-
den, zu ihrer Fertigstellung jedoch beträchtliche Mittel erfor-
derlich sind,

unter Betonung der Notwendigkeit weiterer Koordinie-
rung durch das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen und einer verbesserten Mobilisierung von Ressourcen
durch das System der Vereinten Nationen, um die Aktivitäten
zu unterstützen, die auf die Wiederherstellung der von der
Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebiete abzielen,
unter anderem gemeinwesengestützte Entwicklungsprojekte,
Unterstützung für die Förderung von Investitionen und die
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen und Kleinunternehmen,
Lobbyarbeit und auf Antrag die Gewährung einschlägiger Po-
litikberatung sowie die möglichst weite Verbreitung der Er-
kenntnisse des Tschernobyl-Forums durch das Internationale
Forschungs- und Informationsnetz zu Tschernobyl,

sowie betonend, wie bedeutsam der bevorstehende fünf-
undzwanzigste Jahrestag des Unfalls für die weitere Stärkung
der internationalen Zusammenarbeit zur Untersuchung, Mil-
derung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl ist,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs betreffend die Durchführung der Resolution 62/9282 sowie
von den einschlägigen Teilen der Berichte der Einrichtungen
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,

1. begrüßt den Beitrag der Staaten und der Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen zur Förderung der
Zusammenarbeit zur Milderung und Minimierung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl, die Aktivitäten regionaler
und sonstiger sowie nichtstaatlicher Organisationen sowie die
Aktivitäten auf bilateraler Ebene;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den An-
strengungen, die die der Interinstitutionellen Arbeitsgruppe
für Tschernobyl angehörenden Einrichtungen des Systems
der Vereinten Nationen und anderen internationalen Organi-
sationen unternehmen, um bei der Untersuchung, Milderung
und Minimierung der Folgen der Katastrophe von Tscher-
nobyl weiter einen entwicklungsbezogenen Ansatz zu verfol-

gen, insbesondere durch die Ausarbeitung konkreter Projekte,
und betont, dass die Interinstitutionelle Arbeitsgruppe ihre
diesbezüglichen Tätigkeiten weiterführen muss, namentlich
durch die Koordinierung der Anstrengungen auf dem Gebiet
der Mobilisierung von Ressourcen;

3. erkennt die Schwierigkeiten an, mit denen die am
stärksten betroffenen Länder bei der Minimierung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl konfrontiert sind, und bittet
die Staaten, insbesondere die Geberstaaten und alle zuständi-
gen Organisationen, Fonds und Programme des Systems der
Vereinten Nationen, insbesondere die Bretton-Woods-Institu-
tionen, sowie die nichtstaatlichen Organisationen, die An-
strengungen, die Belarus, die Russische Föderation und die
Ukraine laufend zur Milderung der Folgen der Katastrophe
von Tschernobyl unternehmen, weiterhin zu unterstützen, na-
mentlich durch die Veranschlagung angemessener Mittel zur
Unterstützung der mit der Katastrophe zusammenhängenden
medizinischen, sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen
Programme;

4. bekräftigt, dass die Vereinten Nationen bei der
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit zur Untersu-
chung, Milderung und Minimierung der Folgen der Katastro-
phe von Tschernobyl auch weiterhin eine wichtige Katalysa-
tor- und Koordinierungsfunktion übernehmen sollten;

5. ersucht den Generalsekretär und die Koordinatorin
der Vereinten Nationen für die internationale Zusammenar-
beit zugunsten von Tschernobyl, in ihrer Eigenschaft als Ad-
ministratorin des Entwicklungsprogramms der Vereinten Na-
tionen und Vorsitzende der Gruppe der Vereinten Nationen
für Entwicklungsfragen, weiter geeignete praktische Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Koordinierung der internationa-
len Anstrengungen auf diesem Gebiet zu verstärken;

6. begrüßt die Anstrengungen der Regierung der
Ukraine und der internationalen Gebergemeinschaft, den Bau
der Ummantelung und die damit zusammenhängenden Pro-
jekte für nukleare Sicherheit in Tschernobyl unter Einhaltung
internationaler Standards abzuschließen, um die Anlage in ei-
nen stabilen und umweltverträglichen Zustand zu überführen,
und fordert alle Parteien nachdrücklich auf, sicherzustellen,
dass ein starkes, langfristiges Engagement auf hoher Ebene
bestehen bleibt, um den erfolgreichen Abschluss dieser uner-
lässlichen Arbeiten zu gewährleisten;

7. begrüßt außerdem die Aktivitäten der Botschafte-
rin des Guten Willens für das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, der Spitzentennisspielerin Maria Schara-
powa, die sich für Sanierungsmaßnahmen nach der Katastro-
phe von Tschernobyl einsetzt, und lobt das persönliche Enga-
gement, mit dem sie eine Reihe von Sanierungsprojekten zu-
gunsten lokaler Gemeinwesen in Belarus, der Russischen Fö-
deration und der Ukraine unterstützt;

8. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom Abschluss
des Programms für Zusammenarbeit bei der Sanierung in Be-
larus und der Verwirklichung des laufenden Sanierungs- und
Entwicklungsprogramms für Tschernobyl in der Ukraine, die
in den betroffenen Gebieten bessere Lebensbedingungen und
eine nachhaltige Entwicklung fördern sollen;

282 A/65/341.
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9. begrüßt das von dem Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen und dem Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen
in Belarus eingeleitete dreijährige Projekt zur Verbesserung
des menschlichen Wohls und der menschlichen Sicherheit in
den von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebie-
ten und das Projekt der gebietsbezogenen Entwicklung in den
von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten
in Belarus sowie die Ausweitung des Konzepts der gebietsbe-
zogenen Entwicklung, das in der von der Katastrophe betrof-
fenen Region der Ukraine erprobt wurde, auf das ganze Land;

10. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Hilfe der
Internationalen Atomenergie-Organisation für Belarus, die
Russische Föderation und die Ukraine bei der Wiederherstel-
lung landwirtschaftlicher und städtischer Räume, bei kosten-
wirksamen landwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen und bei
der Beobachtung der Strahlenbelastung der Menschen in den
von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten;

11. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Fort-
schritten, die die Regierungen der betroffenen Länder bei der
Umsetzung nationaler Strategien zur Milderung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl erzielt haben, ruft die Orga-
nisationen der Vereinten Nationen und die multilateralen und
bilateralen Geber auf, ihre Hilfe auch weiterhin mit den Vor-
rangbereichen der nationalen Strategien der betroffenen Staa-
ten in Einklang zu bringen, und betont, wie wichtig es ist, bei
deren Umsetzung im Geiste der Zusammenarbeit zu koope-
rieren;

12. begrüßt die Einrichtung des Internationalen For-
schungs- und Informationsnetzes zu Tschernobyl, das wis-
senschaftliche Informationen über die Folgen des Unfalls be-
reitstellen und den örtlichen Gemeinwesen in den betroffenen
Gebieten von Belarus, der Russischen Föderation und der
Ukraine praktischen Rat erteilen soll, indem die Erkenntnisse
des Tschernobyl-Forums verbreitet werden, so auch indem
der von dem Unfall betroffenen Bevölkerung genaue Infor-
mationen über die Auswirkungen der Strahlung in verständli-
cher, nichttechnischer Sprache in Form praktischer Mitteilun-
gen über gesunde und produktive Lebensweisen bereitgestellt
werden, um sie in die Lage zu versetzen, die soziale und wirt-
schaftliche Erholung und die nachhaltige Entwicklung unter
allen Aspekten zu maximieren;

13. betont, wie wichtig es ist, im dritten Jahrzehnt
nach der Katastrophe von Tschernobyl (2006-2016) die in ih-
rer Resolution 62/9 verkündete Dekade für die Wiederherstel-
lung und die nachhaltige Entwicklung der betroffenen Regio-
nen voll durchzuführen, deren Hauptziel darin besteht, den
betroffenen Gemeinwesen so weit wie innerhalb dieses Zeit-
rahmens möglich zur Rückkehr zu einem normalen Leben zu
verhelfen, und nimmt Kenntnis von der laufenden umfassen-
den Halbzeitüberprüfung der Dekade;

14. ersucht das Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen, im Rahmen der vorhandenen Ressourcen die An-
strengungen zur Durchführung der Dekade innerhalb des Sys-
tems der Vereinten Nationen sowie mit den sonstigen in Be-
tracht kommenden Akteuren zu koordinieren;

15. begrüßt die von der Ukraine eingeleitete und von
Belarus und der Russischen Föderation mitgetragene Initiati-
ve, die internationale Konferenz „Fünfundzwanzig Jahre
nach der Katastrophe von Tschernobyl: Sicherheit für die Zu-
kunft“ für April 2011 nach Kiew einzuberufen;

16. fordert die zuständigen Organe der Vereinten Na-
tionen, die Sonderorganisationen und die sonstigen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen auf, sich aktiv an
den Vorbereitungen für die Konferenz zu beteiligen und sie
im Rahmen der vorhandenen Mittel zu finanzieren;

17. ermutigt die Regierungen, die zwischenstaatlichen
und die nichtstaatlichen Organisationen, die wichtigen Grup-
pen, den Privatsektor und die sonstigen Geber, Beiträge zum
Vorbereitungsprozess und zur Konferenz selbst zu leisten;

18. ersucht den Generalsekretär, nach Bedarf die volle
Mitwirkung der residierenden Koordinatoren und der Landes-
teams in Belarus, der Russischen Föderation und der Ukraine
an den Vorbereitungen für die Konferenz sicherzustellen;

19. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung,
am 26. April 2011 eine Sondergedenksitzung der Versamm-
lung zur Begehung des fünfundzwanzigsten Jahrestags der
Katastrophe von Tschernobyl einzuberufen;

20. ersucht den Generalsekretär, seine Bemühungen
um die Durchführung der einschlägigen Resolutionen der Ge-
neralversammlung fortzusetzen und über die vorhandenen
Koordinierungsmechanismen, insbesondere die Koordinato-
rin der Vereinten Nationen für die internationale Zusammen-
arbeit zugunsten von Tschernobyl, die enge Zusammenarbeit
mit den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen
sowie mit den regionalen und den sonstigen zuständigen Or-
ganisationen weiterzuführen und gleichzeitig konkrete
Tschernobyl betreffende Programme und Projekte durchzu-
führen;

21. ersucht die Koordinatorin der Vereinten Nationen
für die internationale Zusammenarbeit zugunsten von
Tschernobyl, unter voller Einbeziehung der zuständigen Or-
ganisationen der Vereinten Nationen und in Zusammenarbeit
mit den Regierungen von Belarus, der Russischen Föderation
und der Ukraine weiter darauf hinzuwirken, dass der auf die
Durchführung der Dekade ausgerichtete Aktionsplan der Ver-
einten Nationen zugunsten von Tschernobyl bis 2016 ver-
wirklicht wird;

22. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung unter einem
gesonderten Unterpunkt einen Bericht vorzulegen, der eine
umfassende Bewertung der Durchführung aller Aspekte die-
ser Resolution und insbesondere des Aktionsplans zugunsten
von Tschernobyl bis 2016 enthält.

RESOLUTION 65/132

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 15. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/65/L.31 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Arme-
nien, Australien, Bangladesch, Belgien, Belize, Brasilien, Bulgari-
en, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-




